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Inhalt des Entwurfs

Die Fahrzeugindustrie in Europa hat aufgrund ihres 
hohen Ressourcenverbrauchs einen sehr großen 
ökologischen Fußabdruck. So entfallen allein auf 
diesen Sektor knapp 19 % der gesamten europäischen 
Stahlnachfrage, 10 % des gesamten Kunststoffver-
brauchs und ein erheblicher Teil der Nachfrage nach 
Aluminium, Kupfer und Glas. Durch die Umstellung 
auf Elektromobilität und die zunehmende Verbauung 
von Elektronik in Fahrzeugen wird die Nachfrage nach 
Kupfer sowie kritischen Rohstoffen zusätzlich stei-
gen. Mit dem Verordnungsvorschlag erhofft sich die 
Europäische Kommission, den Ressourcenverbrauch 
und den Ausstoß klimaschädlicher Emissionen der 
Fahrzeugindustrie zu minimieren. Ab 2035 wird mit 
einer jährlichen Einsparung von 12,3 Millionen Ton-
nen CO2-Äquivalenten und der Schaffung von 22.100 
neuen Arbeitsplätzen gerechnet, davon 14.200 in KMU. 
Um diese Ziele zu erreichen, schlägt die Kommission 
mehrere Maßnahmenbündel vor. Zunächst soll die 
Kreislauffähigkeit von Fahrzeugen durch konkrete Vor-
gaben für die Konstruktion erhöht werden, indem Min-
destquoten für die Wiederverwendbarkeit, Recycling-
fähigkeit und Verwertbarkeit vorgeschlagen werden. 
Auch Vorschriften für bestimmte besorgniserregende 
Stoffe sowie Mindestrezyklatanteile sollen diesem 
Ziel dienen. Um den Ausbau und den Austausch von 
Teilen zu erleichtern, wird eine entsprechende Kon-
zipierung der Fahrzeuge gefordert. Darüber hinaus 
haben Hersteller eine Kreislauffähigkeitsstrategie für 
jeden Fahrzeugtyp zu entwickeln und den Zugang zu 
Informationen über den Ausbau und Austausch von 
Fahrzeugteilen zu gewährleisten. Im Hinblick auf die 
Entsorgung von Altfahrzeugen soll eine erweiterte 
Herstellerverantwortung eingeführt werden. Weitere 
Bestimmungen betreffen die konkrete Sammlung und 
Behandlung von Altfahrzeugen sowie die Ausfuhr von 
davon zu unterscheidenden Gebrauchtfahrzeugen.

Das Wichtigste in Kürze

• • Die AK begrüßt die grundsätzliche Zielsetzung des 
Vorschlags als Beitrag zur Kreislaufwirtschaft und 
zum Klimaschutz, hält die dafür vorgesehenen Maß-
nahmen allerdings für unzureichend. 

• • Zwar dehnt der vorliegende Entwurf die bereits gel-
tenden Rechtsvorschriften auf weitere Fahrzeugklas-
sen aus, lässt aber nach wie vor bestimmte Klassen 
aus. 

• • Sehr positiv zu bewerten sind die Regelungen zur 
Wiederverwendbarkeit, Recyclingfähigkeit und Ver-
wertbarkeit von Fahrzeugen sowie die damit verbun-
dene Datenerhebungspflicht. 

• • Für Verbraucher:innen fehlen im Kreislaufpass 
konkrete Verpflichtungen für Hersteller, zB die 
garantierte Verfügbarkeit und Lieferzeit von Ersatz-
teilen, die Verwendung von Standardbauteilen oder 
die Ausweisung des CO2-Fußabdrucks eines Kfz. 
Ebenso fehlen Angaben zur Mindestlebensdauer 
eines Kfz. 

• • Die Vorschreibung von Mindestrezyklatanteilen wie 
für Kunststoffe wird ausdrücklich begrüßt und sollte 
im Sinne der Innovationsförderung möglichst bald 
auch für andere Werkstoffe normiert werden. 

• • Fahrzeuge sollen so konstruiert sein, dass möglichst 
viele Bauteile während der Nutzungsphase leicht 
und zerstörungsfrei entfernt und ersetzt werden 
können. 

• • Die Nachrüstung von Kfz mit Verbrennungsmotor 
auf batterie- oder brennstoffzellenelektrischen An-
trieb bleibt ungeregelt. 

• • Die Einführung einer erweiterten Herstellerverant-
wortung, die kollektiv durch Organisationen für Her-
stellerverantwortung wahrgenommen werden kann, 
wird von der AK kritisch gesehen. 

• • Eine wirksame Marktüberwachung der Hersteller-
vorgaben sollte durch EU-Einrichtungen vorgenom-
men werden. 

• • Die einzuführenden Sanktionsbestimmungen sollten 
konkretisiert werden. 

• • Die Übertragung der Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtsakte an die Europäische Kommission wird 
von der AK in diesem Umfang abgelehnt.

Zusammenfassung
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Zu den wesentlichen Bestimmungen des geplanten 
Entwurfs - Allgemeines

Mit dem Übergang zu Elektrofahrzeugen durchläuft 
die Automobilindustrie einen grundlegenden Wandel. 
Dieser ist gekennzeichnet durch eine weitgehende 
Verlagerung des ökologischen Fußabdrucks der Fahr-
zeuge von der Nutzungsphase in die Herstellungs- und 
Recyclingphase sowie durch den Bedarf an erhebli-
chen Mengen kritischer Rohstoffe. Dies erfordert neue 
Rahmenbedingungen und angepasste Regelungen für 
Hersteller und Entsorgungswirtschaft.

Die AK begrüßt grundsätzlich die verstärkte Kreis-
lauforientierung und den Einsatz von Rezyklaten in der 
Produktion, die Verbesserung der Qualität von wie-
derverwendeten und recycelten Materialien sowie die 
Erhöhung der Sammelquoten. Auch die Ausweitung der 
Regelungen auf andere Fahrzeugklassen als Pkw, zB 
Lkw und Busse können Potenziale erschließen, die der 
Erreichung der Ziele des Green Deal dienen. 

Die Kreislauforientierung der Fahrzeugproduktion allein 
kann den Green Deal im Verkehrssektor jedoch nicht 
sicherstellen. Die angestrebte Dekarbonisierung der 
Automobilindustrie darf sich nicht auf eine verbesserte 
Demontierbarkeit, Recyclingfähigkeit und Wiederver-
wendbarkeit von Materialien beschränken. Konkrete 
Vorgaben an die Hersteller, wie der Ressourceneinsatz, 
der CO2-Fußabdruck und die Rohstoffabhängigkeit von 
Drittländern über den gesamten Lebenszyklus, begin-
nend mit dem Design eines Fahrzeugs, reduziert wer-
den können, fehlen im vorliegenden Vorschlag leider. 
Das Durchschnittsgewicht neu zugelassener Perso-
nenkraftwagen in der EU ist zwischen 2001 und 2020 
um 15 % auf 1457 kg gestiegen. Im gleichen Zeitraum 
wuchs die durchschnittliche Länge von 4,15 m auf 
4,3 m an. Die Elektrifizierung der bestehenden Fahr-
zeugflotte in der EU bis 2050 würde bei Fortschreibung 
der derzeitigen Produktionsmuster zu einem kumu-
lierten Anstieg des Rohstoffbedarfs für Batterien um 
den Faktor 200 führen. Dieser zusätzliche Ressour-
cenbedarf kann weder durch Kreislauforientierung 
noch durch effizientere Produktionsmethoden gedeckt 
werden. Eine Trendwende in der Automobilindustrie 
ist unabdingbar, zeichnet sich aber im vorliegenden 
Vorschlag nicht ab. 

Die AK fordert daher in dieser Verordnung ergänzend 
zur Kreislauforientierung verbindliche Vorgaben zu 
Fahrzeuggewicht und -größe sowie zu kleineren 
Batterien, um den CO2-Fußabdruck und den Rohstoff-
verbrauch zu reduzieren. Weitere Parameter sollten 
ebenfalls berücksichtigt werden. Bei allen Anforderun-
gen an die Hersteller sollte sichergestellt werden, dass 
grundlegende Umwelt- und Sozialstandards eingehal-
ten werden. Darüber hinaus ist deutlich mehr auf die 
Nutzungsdauer von Fahrzeugen abzustellen, deren 
Verlängerung auch für Verbraucher:innen von Bedeu-
tung ist. So sollten bereits beim Kauf eines Fahrzeugs 
Angaben zur Mindestlebensdauer verfügbar sein.

Alle Fahrzeugklassen umfassen 

Obwohl der Verordnungsentwurf die bereits geltenden 
Rechtsvorschriften auf weitere Fahrzeugklassen (zB 
L, M, N) ausdehnt, bleiben einige Klassen nach wie vor 
unberücksichtigt. So sind beispielswiese Fahrzeugklas-
sen aus dem Bereich der Landwirtschaft derzeit nicht 
im Vorschlag enthalten. Die AK ist der Ansicht, dass 
eine kreislauforientierte Wirtschaft sämtliche Sektoren 
umfassen sollte. Die Nichtberücksichtigung einzelner 
Bereiche – wie etwa der Landwirtschaft – ist hier 
angesichts der notwendigen Anstrengungen zur Um-
setzung der Ziele des Green Deal kontraproduktiv, da 
ein solches Vorgehen den Status quo zementiert und 
wenig Anreize für innovative Ansätze in den betroffe-
nen Sektoren bietet.

Vorgaben für die Konstruktion und Kreislauforientie-
rung ausweiten 

Der Verordnungsvorschlag legt keine Bedingungen für 
die standardisierte Umrüstung von Kraftfahrzeugen 
mit Verbrennungsmotor auf batterie- oder brennstoff-
zellenelektrischen Antrieb fest. Es ist nicht einzusehen, 
dass fossil betriebene Fahrzeuge mit Motorschaden 
zwangsläufig als Altfahrzeuge verwertet werden müs-
sen. Mit standardisierten Nachrüstsätzen (E-retrofit.
kits) können diese Fahrzeuge ein zweites, emissions-
freies Leben erhalten. Diese Nachrüstung ist derzeit 
noch ein kleiner Nischenmarkt, zB für Oldtimer, Müll-
fahrzeuge und Busse, der aber durch den absehbaren 
Preisverfall bei Batterien und den Preisanstieg bei fos-

Die Position der AK

https://theicct.org/wp-content/uploads/2023/01/Pocketbook_2022_23_Web_corrections-v1_VS.pdf
https://theicct.org/wp-content/uploads/2023/01/Pocketbook_2022_23_Web_corrections-v1_VS.pdf
https://www.transportenvironment.org/wp-content/uploads/2023/07/Battery-metals-demand-from-electrifying-passenger-transport-2.pdf
https://www.transportenvironment.org/wp-content/uploads/2023/07/Battery-metals-demand-from-electrifying-passenger-transport-2.pdf
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silen Kraftstoffen ein enormes Wachstumspotenzial 
hat und für die CO2-Reduktion in den Mitgliedstaaten 
erschlossen werden muss. Diese Nachrüstung stößt 
derzeit auf administrative Hürden. Beispielsweise 
müssen Fahrzeughalter:innen ein Betriebsgenehmi-
gungsverfahren bei nationalen Behörden durchlaufen, 
Fahrzeughersteller verweigern teilweise den Zugang 
zur Motorsteuerungssoftware. Der Vorschlag, insbe-
sondere Art 9 und Anhang II, sollte diese Hindernisse 
beseitigen, sodass professionelle Anbieter ihre Nach-
rüstsätze für konkrete Fahrzeugmodelle als Prototy-
pen in einem standardisierten Verfahren genehmigen 
lassen können.

Vorgaben hinsichtlich der Konzipierung zur leichten 
Entfernung und Ersetzung bestimmter Teile auswei-
ten 

Art 7 Abs 2 des Vorschlags verpflichtet die Hersteller, 
Fahrzeuge in Bezug auf Verbindungs-, Befestigungs- 
und Dichtungselemente so zu konzipieren, dass Elek-
trofahrzeugbatterien und -antriebsmotoren sowohl 
in der Nutzungs- als auch in der Abfallphase einfach 
und zerstörungsfrei aus dem Fahrzeug entfernt und 
ersetzt werden können. Nicht nachvollziehbar ist die 
Einschränkung dieser Vorgabe auf Elektrofahrzeugbat-
terien und -antriebsmotoren. Ziel muss es sein, mög-
lichst viele Bauteile leicht ersetzbar zu machen, um 
Reparaturen zu fördern. Dies gilt auch für Fahrzeuge 
mit Verbrennungsmotor. Die Bestimmung sollte daher 
entsprechend erweitert werden. In diesem Zusam-
menhang ist außerdem sicherzustellen, dass Repara-
turen durch markenunabhängige Reparatur- und War-
tungsunternehmen durchgeführt werden können. Dies 
darf nicht durch den Einbau serialisierter Produktkom-
ponenten erschwert werden. Darüber hinaus müssen 
Hersteller verpflichtet werden, die für den Betrieb eines 
Fahrzeuges erforderlichen Software-Updates für einen 
bestimmten Zeitraum zur Verfügung zu stellen; diese 
sollte sich an der Mindestlebensdauer orientieren.

Kreislaufpass bei Fahrzeugen verbraucherfreundlich 
gestalten

Art 13 sieht einen Kreislaufpass für jedes Fahrzeug 
vor, der den Entsorgern sowie den Reparatur- und 
Wartungsbetrieben den Zugang zu den notwendi-
gen Informationen der Hersteller ermöglicht. Die AK 
kritisiert, dass keine kreislauforientierten Informatio-
nen und Garantien für Verbraucher:innen vorgesehen 
sind, beispielsweise zur zeitlichen Verfügbarkeit von 
Ersatzteilen. Dies sollte im Vorschlag ergänzt bzw im 
Umweltpass, der derzeit im Rahmen der Euro 7-Ver-
ordnung verhandelt wird, vorgesehen werden.

Kommunikationsplattform behördlich organisieren 

Art 11 sieht vor, dass die Hersteller eine Kommunikati-
onsplattform für die Kommunikation mit den Verwer-
tungs-, Reparatur- und Wartungsbetrieben einrichten 
müssen und die Kosten dafür an diese Unternehmen 
weitergeben können. Die AK lehnt eine solche Kosten-
weitergabe ab, da sie die Bereitstellung der genannten 
Informationen in der Verantwortung der Hersteller 
sieht. Aus Gründen der Transparenz und Vereinfa-
chung wäre auch eine Bereitstellung dieser Kommuni-
kationsplattform durch die Europäische Kommission 
anzudenken.

Klare Vorgaben für eine erweiterte Herstellerverant-
wortung 

Die Einführung einer erweiterten Herstellerverant-
wortung, die, wie hier vorgeschlagen, kollektiv durch 
Organisationen für Herstellerverantwortung wahr-
genommen werden kann, wird von der AK kritisch 
gesehen. Hierzu wird auf das aktuelle Positionspapier 
zur Änderung der Abfallrahmenrichtlinie verwiesen, in 
der sich die AK sehr ausführlich mit der erweiterten 
Herstellerverantwortung auseinandergesetzt und auf 
die damit verbundenen Gefahren möglicher Wettbe-
werbsverzerrungen sowie ökologischer Unzulänglich-
keiten hingewiesen hat. Die Einführung einer erwei-
terten Herstellerverantwortung darf jedenfalls nicht 
zum Nachteil von Konsument:innen gereichen, indem 
Kosten erhöht oder die Reparaturen in markenunge-
bundenen Werkstätten erschwert werden. Dies muss 
durch entsprechende Vorschriften sichergestellt wer-
den. Diese sind dem jetzigen Verordnungsvorschlag 
allerdings nicht zu entnehmen.

Definition von Altfahrzeugen 

Zu hinterfragen ist auch die Definition von Altfahr-
zeugen gem Art 3 Abs 1 Z 2 iVm Anhang I Teil A Z 2 
des Vorschlags. Demzufolge liegt ein Altfahrzeug vor, 
wenn der Marktwert des Fahrzeugs niedriger ist als 
die Kosten der Reparaturen, die erforderlich sind, um 
das Fahrzeug innerhalb der Union in einen techni-
schen Zustand zu versetzen, der in dem Mitgliedstaat, 
in dem das Fahrzeug vor der Reparatur zugelassen 
war, für die Erlangung einer Betriebserlaubnis aus-
reicht. Gemäß Art 26 lit a des Vorschlags müssen 
Fahrzeugeigner ein Altfahrzeug unverzüglich an eine 
zugelassene Verwertungsanlage oder Sammelstelle 
übergeben, nachdem ihnen mitgeteilt wurde, dass 
das Fahrzeug eines der in Anhang I Teil A Z 1 und 2 
festgelegten Kriterien für die Irreparabilität erfüllt. In 
der vorgeschlagenen Form nehmen diese Bestimmun-
gen Verbraucher:innen die Möglichkeit, eine Reparatur 
durchführen zu lassen, wenn diese wirtschaftlich als 

https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.akeuropa.eu%2Fde%2Faenderung-der-abfallrahmenrichtlinie-fokus-textilsektor&data=05%7C02%7CMelanie.ZVONIK%40akeuropa.eu%7Cb61bc29f7dad4a83267908dc224ec7d7%7C18118d2e26f6406f9d11deb44a2b92bb%7C0%7C0%7C638422968957764460%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=ZXVzFnxV%2FSc1o4AUx9sEbZkp6929AHnin2UhJI7Q%2FYM%3D&reserved=0
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nicht sinnvoll gilt. Eine solche Vorgabe ist sowohl aus 
Gründen der Kreislaufwirtschaft als auch des Verbrau-
cher:innenschutzes abzulehnen. Es muss jedenfalls 
möglich bleiben, Fahrzeuge reparieren zu lassen, auch 
wenn dies als unwirtschaftlich gilt. Die Pflichten des 
Art 26 dürfen demnach nur eintreten, wenn das Fahr-
zeug keiner Reparatur zugeführt werden soll.

Wirksame Marktüberwachung gewährleisten 

Der Vorschlag sieht zum einen die abfallrechtliche 
Überwachung der Sammlung und Verwertung durch 
die Mitgliedstaaten vor, zum anderen die Überwa-
chung der Einhaltung der Kreislaufwirtschaftsanforde-
rungen bei der Fahrzeugherstellung (zB Vorgaben zu 
Rezyklatanteilen) durch die nationalen Typgenehmi-
gungsbehörden und in besonders begründeten Fällen 
durch die Europäische Kommission. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass die nationalen Typgenehmigungs-
behörden aufgrund mangelnder Ressourcen nicht in 
der Lage sind, die Verwertungs- und Recyclingquoten 
der großen Fahrzeughersteller zu kontrollieren. Die Er-
fahrungen mit abgasmanipulierten Diesel-Pkw haben 
zudem gezeigt, dass die Bereitschaft der nationalen 
Behörden zur Überprüfung der Herstellerpflichten sehr 
begrenzt ist. Die AK spricht sich daher dafür aus, diese 
Marktüberwachung bei den Fahrzeugherstellern durch 
EU-Einrichtungen wie die Europäische Umweltagentur 
oder die Gemeinsame Europäische Forschungsstelle 
durchführen zu lassen.

Sanktionsvorgaben konkretisieren 

Art 48 verpflichtet die Mitgliedstaaten, „wirksame, 
verhältnismäßige und abschreckende“ Sanktionen 
vorzusehen. Die AK ist der Ansicht, dass der Vor-
schlag der Europäischen Kommission zumindest ein 
Mindestmaß an Sanktionen vorsehen sollte, um den 
Mitgliedstaaten eine Orientierung hinsichtlich des 
Strafmaßes zu geben und sicherzustellen, dass in kei-
nem Mitgliedstaat ein bestimmtes Mindeststrafmaß 
unterschritten wird. Die AK weist darauf hin, dass die 
Europäische Kommission bei Verstößen im Zusam-
menhang mit nichtkonformen Fahrzeugen, Systemen, 
Bauteilen oder selbstständigen technischen Einheiten 
im Rahmen des Typgenehmigungsverfahrens gemäß 
Art 85 VO (EU) 2018/858 Geldbußen von bis zu 30.000 
Euro pro Fahrzeug verhängen kann. Dies sollte auch 
im vorliegenden Vorschlag für die Verpflichtungen zur 
Wiederverwendung, Recyclingfähigkeit und Verwert-
barkeit bei der Herstellung typgenehmigungskonfor-
mer Fahrzeuge in Art 48 bestätigt werden.

Delegierte Rechtsakte reduzieren 

Der Verordnungsvorschlag räumt der Europäischen 
Kommission an sehr vielen Stellen Befugnisse zum 

Erlass delegierter Rechtsakte ein (vgl etwa Art 5 
Abs 4, Art 6 Abs 3 und 4, Art 7 Abs 3, Art 9 Abs 7 
des Vorschlags). Ein solches Vorgehen, das zu teils 
überbordenden Gestaltungsspielräumen der Kommis-
sion führt und nicht bloß unwesentliche Aspekte der 
Verordnung betrifft, lehnt die AK ab.

Schnellere Umsetzung 

Der Vorschlag enthält für viele Regelungen zum Teil 
sehr lange Umsetzungsfristen. So sieht zB Art 6 für 
die Umsetzung eines Rezyklatanteils von 25 % bei 
Kunststoffen nicht weniger als 72 Monate vor. Es ist 
grundsätzlich nachvollziehbar, dass die Europäische 
Kommission den Fahrzeugherstellern Zeithorizonte für 
die Umsetzung entsprechender Maßnahmen einräu-
men möchte. Angesichts der Tatsache, dass sogar die 
europäische Automobilindustrie für sich selbst kürzere 
Produktentwicklungszeiträume einmahnt, sind lange 
Übergangszeiträume jedoch wenig förderlich.
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